
 

  

S 114 AS 1147/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 19
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Divergenz – Nichtzulassungsbeschwerde
Leitsätze Eine Divergenz iSd § 144 SGG liegt nicht

vor, wenn von einem obiter dictum oder
von einer Prozesskostenhilfeentscheidung
abgewichen wird.

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 114 AS 1147/17
Datum 28.08.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 AS 1752/19 NZB
Datum 16.12.2019

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Beklagten gegen die Nichtzulas-sung der Berufung im
Gerichtsbescheid des Sozialge-richts Berlin vom 28. August 2019 wird
zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind auch fÃ¼r das Beschwerdeverfahren nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

1. Die am 24. September 2019 erhobene Nichtzulassungsbeschwerde des Beklagten
gegen die Nichtzulassung der Berufung in dem Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Berlin vom 28. August 2019 ist zulÃ¤ssig, insbesondere gem. Â§ 145 Abs. 1 SÃ¤tze
1 und 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und fristgerecht eingelegt.

Sie ist auch statthaft. Nach Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG bedarf die Berufung der
Zulassung im Urteil des Sozialgerichts oder auf Beschwerde durch Beschluss des
Landessozialgerichts, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands bei einer Klage,
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die eine Geld-, Dienst- oder Sachleistung oder einen hierauf gerichteten Verwal-
tungsakt betrifft, 750,00 Euro nicht Ã¼bersteigt. Ein auf eine Geldleistung
gerichteter Verwaltungsakt ist nicht nur gegeben, wenn eine Leistung bewilligt wird,
sondern auch, wenn eine Leistung abgelehnt, entzogen, auferlegt, erlassen oder
gestundet wird (vgl. Bundessozialgericht â�� BSG -, Urteil vom 19. Januar 1996 â�� 
1 RK 18/95 â�� NZS 1997, 388, 389 f; Leitherer, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer,
SGG 12. Aufl. 2017, Â§ 144 Rn. 10a). Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG gilt nicht, wenn
die Berufung wiederkehrende oder laufende Leistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr
betrifft (vgl. Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG). Das Sozialgericht hat in seinem
Gerichtsbescheid die Berufung nicht zugelassen und den Beklagten zu Leistungen in
HÃ¶he von 602,00 Euro ver-pflichtet. Weil der Wert des Beschwerdegegenstandes
750,00 Euro nicht Ã¼bersteigt, kann gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG die
Berufung auf Beschwerde durch Beschluss des Landessozialgerichts zugelassen
werden.

2. Die Beschwerde ist unbegrÃ¼ndet. Die Berufung ist nicht zuzulassen.

Nach Â§ 144 Abs. 2 SGG ist die Berufung zuzulassen, wenn die Rechtssache grund-
sÃ¤tzliche Bedeutung hat (Nummer 1), das Urteil von einer Entscheidung des
Landes-sozialgerichts, des Bundessozialgerichts, des gemeinsamen Senats der
obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht
und auf dieser Abweichung beruht (Nummer 2) oder ein der Beurteilung des
Berufungsge-richts unterliegender Verfahrensmangel geltend gemacht wird und
vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann (Nummer 3). Keiner dieser
ZulassungsgrÃ¼nde ist gegeben.

a) Einen der Beurteilung des Beschwerdegerichts unterliegenden Verfahrensmangel
hat der Beklagte nicht gerÃ¼gt, so dass eine PrÃ¼fung ausscheidet. Die Zulassung
der Berufung wegen eines Verfahrensmangels setzt schon nach dem Wortlaut von 
Â§ 144 Abs. 2 Nr. 3 SGG voraus, dass dieser "geltend gemacht" wird. Hierzu
mÃ¼ssen die Tatsachen, die den Mangel ergeben, genau angeben werden. Aus den
vorgetrage-nen Tatsachen muss sich schlÃ¼ssig ergeben, welcher Mangel gerÃ¼gt
werden soll und sinngemÃ¤Ã� auch, welche Verfahrensvorschrift als verletzt
angesehen wird (Bayeri-sches Landessozialgericht (BayLSG), Beschluss vom 11.
April 2018 â�� L 11 AS 221/18 NZB â��, juris, Leitherer, in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Aufl. 2017, Â§ 144 Rn. 36). Die
Zulassung der Berufung von Amts wegen aufgrund eines sich aus den Akten
ergebenden Verfahrensmangels scheidet aus.

b) Der Zulassungsgrund der Divergenz (Â§ 144 Abs. 2 Nr. 2 SGG) ist ebenfalls nicht
gegeben. Divergenz liegt nur vor, wenn das Sozialgericht in der angefochtenen Ent-
scheidung einen tragenden Rechtssatz in Abweichung von einem abstrakten
Rechtssatz in einer Entscheidung des Landessozialgerichts, des Bundessozialge-
richts, des Gemeinsamen Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des
Bundesverfassungsgerichts aufgestellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht
schon dann vor, wenn die Entscheidung des Sozialgerichts nicht den Kriterien
entspricht, die die obersten Gerichte aufgestellt haben, sondern erst dann, wenn es
diesen Kriterien widersprochen, also andere rechtliche MaÃ�stÃ¤be entwickelt hat.
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Die Unrichtigkeit der Entscheidung des Sozialgerichts im Einzelfall begrÃ¼ndet
hingegen keine Divergenz i. S. d. Â§ 144 Abs. 2 Nr. 2 SGG (vgl. Bundessozialgericht
(BSG), Beschluss vom 5. Oktober 2010 â�� B 8 SO 61/10 B -, juris, Rn. 11 m. w. N.).

aa) Die angestrebte Zulassung der Berufung nach Â§ 144 Abs. 2 Nr. 2 SGG wÃ¤re
ge-geben, wenn der in Rede stehende Gerichtsbescheid von einer Entscheidung
"des" Landessozialgerichts abweicht. Damit ist ausschlieÃ�lich das dem
Ausgangsgericht im Instanzenzug Ã¼bergeordnete Landessozialgericht gemeint.
Vorliegend mÃ¼sste des-halb im angefochtenen Urteil bzw. dem Gerichtsbescheid
von einer solchen des Lan-dessozialgerichts Berlin-Brandenburg abgewichen
worden sein; die Divergenz zu einer Entscheidung eines anderen
Landessozialgerichts, auf die der Beklagte (zu-nÃ¤chst) verwiesen hatte,
rechtfertigt nicht die Zulassung (vgl. Schleswig-Holstei-nisches
LandesÂ¬sozialgericht, Beschl. vom 15. MÃ¤rz 2011 â�� L 3 B 49/10 AL NZB â��,
Juris; Leitherer, in: Meyer-Ladewig/Keller/LeitÂ¬herer/Schmidt, SGG, 12. Aufl. 2017,
Â§ 144 Rn. 30; zu der wortgleichen Parallelvorschrift des Â§ 124 VwGO: Rudisile, in:
Schoch/SchneiÂ¬der/Bier, Verwaltungsgerichtsordnung, Stand 36.
ErgÃ¤nzungslieferung Februar 2019, Â§ 124 Rn. 38).

Eine solche Entscheidung des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg ist von dem
Beklagten nicht genannt worden, sie ist auch sonst nicht ersichtlich. Die von ihm in
Bezug genommene Entscheidung des LSG Berlin-Brandenburg betraf eine Be-
schwerde gegen eine ablehnende Prozesskostenhilfeentscheidung. In dem Be-
schluss vom 23. Juli 2009 â�� L 29 AS 144/09 B PKH â�� hat das Gericht Ã¼ber eine
justi-zielle Sozialleistung entschieden, nÃ¤mlich ob Prozesskostenhilfe zu bewilligen
ist, nicht aber Ã¼ber eine Rechtsfrage. Divergenz i. S.d. Â§ 144 SGG meint jedoch
aus-schlieÃ�lich eine abweichende Entscheidung zu derselben Rechtsfrage. Eine
solche Entscheidung trifft ein Prozesskostenhilfebeschluss von vornherein nicht (vgl.
Leithe-rer, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Auflage 2017, Â§
160 Rn. 11a).

bb) Ebenfalls nicht divergenzfÃ¤hig ist die vom Beklagten zitierte Entscheidung des
Bundessozialgerichts. Divergenz setzt Widerspruch zu entscheidungstragenden
RechtssÃ¤tzen voraus (vgl. etwa BSG, Beschl. vom 5. November 2019 â�� B 13 R
257/18 BE â�� juris). Mit Urteil vom 25. Oktober 2017 â�� B 14 AS 4/17 R -, juris â��
hat das Bundessozialgericht Ã¼ber eine Brillenreparatur entschieden, nicht Ã¼ber
die erst-malige Anschaffung einer Brille, um die es hier aber geht. Die
AusfÃ¼hrungen des Bundessozialgerichtes zur Frage der erstmaligen Anschaffung
einer Brille, zu denen der Beklagte den angegriffene Gerichtsbescheid in
NichtÃ¼bereinstimmung sieht, stel-len lediglich nichtentscheidungstragende
BegrÃ¼ndungselemente dar. Es handelt sich um ein nicht divergenzfÃ¤higes obiter
dictum, hiervon gibt es keine "Abweichung".

c) Die Sache hat auch keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung i. S. d. Â§ 144 Abs. 2 Nr. 1
SGG.

GrundsÃ¤tzliche Bedeutung hat eine Rechtssache dann, wenn ihre Entscheidung
Ã¼ber den Einzelfall hinaus dadurch an Bedeutung gewinnt, dass die Einheit und
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Entwick-lung des Rechts gefÃ¶rdert wird oder dass fÃ¼r eine Anzahl Ã¤hnlich
liegender FÃ¤lle die notwendige KlÃ¤rung erfolgt (BSG, Beschl. vom 18. September
2009 â�� B 11 AL 78/09 B â��, Juris). Die Streitsache muss damit eine bisher nicht
gestellte Rechtsfrage zur Entscheidung aufwerfen, deren KlÃ¤rung im allgemeinen
Interesse liegt, um die Rechtseinheit zu erhalten und die Weiterentwicklung des
Rechts zu fÃ¶rdern. KlÃ¤-rungsbedÃ¼rftig ist eine Rechtsfrage dann nicht mehr,
wenn die sie bereits hÃ¶chstrich-terlich beantwortet ist, wenn sich die Antwort
unmittelbar aus dem Gesetz ergibt (vgl. BSG, Beschluss vom 30. MÃ¤rz 2005 â�� B
4 RA 257/04B â�� SozR 4-1500 Â§ 160a Nr. 7), wenn sie so gut wie unbestritten ist,
wenn sie praktisch auÃ�er Zweifel steht oder wenn sich fÃ¼r die Antwort in
vorhandenen hÃ¶chstrichterlichen Entscheidungen bereits ausreichende
Anhaltspunkte ergeben (Leitherer, a. a. O., Â§ 144 Rn. 28 f). GeklÃ¤rt worden sein
kann die Rechtsfrage in jeder Art von Verfahren, etwa auch in Be-schwerde- oder
Prozesskostenhilfeverfahren (vgl. Seibert, in: Sodan, Ziekow, VwGO, 4. Aufl. 2014,
Â§ 124 Rn. 144).

Der Beklagte ist zunÃ¤chst nicht daran gehindert, der Rechtssache grundsÃ¤tzliche
Bedeutung beizumessen, obwohl er im erstinstanzlichen Verfahren praktisch nichts
vorgetragen hat. Insbesondere hat er nicht auf die nunmehr fÃ¼r einschlÃ¤gig
gehaltene Rechtsprechung der anderen Landessozialgerichte hingewiesen; ebenso
hat er keine EinwÃ¤nde gegen eine Entscheidung durch Gerichtsbescheid
angefÃ¼hrt; obwohl eine solche Entscheidung bei grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der
Rechtssache ausgeschlossen ist. Er kann zwar die grundsÃ¤tzliche Bedeutung im
Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren noch darlegen. Allerdings deutet schon diese
Handhabung des Verfahrens darauf hin, dass mit der Klage keinerlei
grundsÃ¤tzlichen Fragen aufgeworfen werden.

UnabhÃ¤ngig davon stellt sich eine klÃ¤rungsbedÃ¼rftige,
verallgemeinerungsfÃ¤hige Rechtsfrage hier nicht. Die von dem Beklagten
angenommene grundsÃ¤tzliche Bedeu-tung ergibt sich insbesondere nicht schon
daraus, dass im Einzelfall von obergericht-licher Rechtsprechung abgewichen wird.
Im Gegenteil fÃ¼hrt diese obergerichtliche Rechtsprechung, auf die der Beklagte
verweist, dazu, dass die Rechtsfrage als im Sinne des Â§ 144 Abs. 2 Nr. 2 SGG
ausreichend geklÃ¤rt anzusehen ist. Zu dieser ge-nÃ¼genden rechtlichen KlÃ¤rung
tragen insbesondere die (ergÃ¤nzenden) AusfÃ¼hrungen des Bundessozialgerichts
in dem von dem Beklagten zitierten Urteil vom 25. Oktober 2017 a. a. O. sowie die
Urteile des Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember 2014 â�� L
2 AS 407/14 â�� Juris und des Landessozialgerichts Rhein-land-Pfalz vom 23. Juli
2016 â�� l 5 SO 25/15 -, Juris sowie der Beschluss des BayLSG vom 4. Dezember
2017 â�� L 11 AS 761/17 NZB â�� Juris bei. Alle diese Entscheidungen haben die
hier in Rede stehende Frage ober- und hÃ¶chstrichterlich ausreichend abgehandelt.

Allein der Tatsache, dass ein einzelnes Gericht in einem Gerichtsbescheid eine von
der obergerichtlichen Auffassung abweichende Meinung vertritt, macht die Frage
nicht zu einer grundsÃ¤tzlichen. Solche kÃ¶nnte allenfalls dann vorliegen, wenn
eine grÃ¶Ã�ere Zahl von unterschiedlichen Entscheidungen zeigt, dass sich die
ergangene hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung erheblicher Kritik ausgesetzt sieht
und die Rechtsfrage sich damit neu oder weiterhin stellt. Dies ist hier aber nicht der
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Fall.

d) Ohne dass das Gericht dieser Frage nachgegangen ist, kann dahingestellt blei-
ben, ob die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts in jeder Hinsicht zu Ã¼berzeugen
vermÃ¶-gen. FÃ¼r die Zulassung der Berufung ist dies irrelevant. Denn mÃ¶gliche
ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils sind â�� in auffÃ¤lligem Unterschied
zu Â§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO â�� in Â§ 144 Abs. 2 SGG als Zulassungsgrund nun
einmal nicht genannt. Der Beklagte kann diese Entscheidung des Gesetzgebers
nicht dadurch umgehen, dass er jeder Entscheidung eines Sozialgerichts, die das
materielle Recht anders als von ihm erwartet auslegt, grundsÃ¤tzliche Bedeutung
zumisst.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

Mit der Ablehnung der Beschwerde wird der angegriffene Gerichtsbescheid rechts-
krÃ¤ftig, Â§ 145 Abs. 4 Satz 4 SGG. Zugleich erledigt sich der Antrag auf Aussetzung
der Vollstreckung, Â§ 199 Abs. 2 Satz 1 SGG.

Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht anfecht-
bar, Â§ 177 SGG.

Erstellt am: 11.02.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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